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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Europäisches Parlament verabschiedet Gesetz über künstliche Intelligenz 

Am 13. März 2024 hat das Europäische Parlament (EP) grünes Licht für das 
Gesetz über künstliche Intelligenz gegeben. Es soll für Sicherheit und die Achtung 
der Grundrechte sorgen und Innovationen fördern. 

Auf den Text hatten sich Parlament und Rat im Dezember 2023 geeinigt. 

Die neuen Regeln zielen darauf ab, Grundrechte, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit sowie ökologische Nachhaltigkeit vor Hochrisiko-KI-Systemen 
zu schützen. Gleichzeitig sollen sie Innovationen ankurbeln und dafür sorgen, 
dass die EU in diesem Bereich eine Führungsrolle einnimmt. Die Verordnung legt 
bestimmte Verpflichtungen für KI-Systeme fest, abhängig von den jeweiligen 
möglichen Risiken und Auswirkungen. 

Verbotene Anwendungen 

Die neuen Vorschriften verbieten bestimmte KI-Anwendungen, die die Rechte der 
Bürgerinnen und Bürger bedrohen. Dazu zählen unter anderem die biometrische 
Kategorisierung auf der Grundlage sensibler Merkmale und das ungezielte 
Auslesen von Gesichtsbildern aus dem Internet oder von Überwachungskameras 
für Gesichtserkennungsdatenbanken. Ebenfalls verboten sind künftig 
Emotionserkennungssysteme am Arbeitsplatz und in Schulen sowie das 
Bewerten von sozialem Verhalten mit KI. Auch vorausschauende Polizeiarbeit, 
die einzig auf der Profilerstellung oder der Bewertung von Merkmalen einer 
Person beruht, und der Einsatz von künstlicher Intelligenz, um das Verhalten von 
Menschen zu beeinflussen oder ihre Schwächen auszunutzen, ist nach den 
neuen Regeln nicht erlaubt. 

Ausnahmen für Strafverfolgungsbehörden 

Grundsätzlich ist die Nutzung von biometrischen Fernidentifizierungssystemen 
durch Strafverfolgungsbehörden verboten. Es gibt jedoch bestimmte ausführlich 
beschriebene und eng abgegrenzte Ausnahmefälle. Fernidentifizierung in Echtzeit 
ist nur dann erlaubt, wenn strenge Sicherheitsbestimmungen eingehalten werden 
– unter anderem gibt es zeitliche und räumliche Beschränkungen, und es muss 
vorab eine spezielle behördliche oder gerichtliche Genehmigung eingeholt 
werden. Entsprechende Systeme dürfen beispielsweise genutzt werden, um 
gezielt nach einer vermissten Person zu suchen oder einen Terroranschlag zu 
verhindern. Der Einsatz von KI-Systemen zur nachträglichen Fernidentifizierung 
gilt als hochriskant. Hierfür ist eine gerichtliche Genehmigung nötig, die mit einer 
Straftat in Verbindung stehen muss. 

Verpflichtungen für Hochrisikosysteme 

Auch für andere Hochrisiko-KI-Systeme sind bestimmte Verpflichtungen 
vorgesehen, denn sie können eine erhebliche Gefahr für Gesundheit, Sicherheit, 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20231206IPR15699/artificial-intelligence-act-deal-on-comprehensive-rules-for-trustworthy-ai
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Grundrechte, die Umwelt, Demokratie und den Rechtsstaat darstellen. Als 
hochriskant werden unter anderem KI-Systeme eingestuft, die in den Bereichen 
kritische Infrastruktur, allgemeine und berufliche Bildung oder Beschäftigung 
eingesetzt werden. Auch KI-Systeme, die für grundlegende private und öffentliche 
Dienstleistungen – etwa im Gesundheits- oder Bankwesen –, in bestimmten 
Bereichen der Strafverfolgung sowie im Zusammenhang mit Migration und 
Grenzmanagement, Justiz und demokratischen Prozessen (zum Beispiel zur 
Beeinflussung von Wahlen) genutzt werden, gelten als hochriskant. Solche 
Systeme müssen Risiken bewerten und verringern, Nutzungsprotokolle führen, 
transparent und genau sein und von Menschen beaufsichtigt werden. Die 
Bevölkerung hat künftig das Recht, Beschwerden über KI-Systeme einzureichen 
und Entscheidungen erklärt zu bekommen, die auf der Grundlage hochriskanter 
KI-Systeme getroffen wurden und ihre Rechte beeinträchtigen. 

Transparenzanforderungen 

KI-Systeme mit allgemeinem Verwendungszweck und die Modelle, auf denen sie 
beruhen, müssen bestimmte Transparenzanforderungen erfüllen, darunter die 
Einhaltung des EU-Urheberrechts und die Veröffentlichung detaillierter 
Zusammenfassungen der für das Training verwendeten Inhalte. Für die 
leistungsfähigeren Modelle, die systemische Risiken bergen könnten, gelten 
künftig zusätzliche Anforderungen – etwa müssen Modellbewertungen 
durchgeführt, systemische Risiken bewertet und gemindert und Vorfälle gemeldet 
werden. 

Darüber hinaus müssen künstlich erzeugte oder bearbeitete Bilder bzw. Audio- 
und Videoinhalte (sogenannte Deepfakes) in Zukunft eindeutig als solche 
gekennzeichnet werden. 

Maßnahmen zur Förderung von Innovationen und KMU 

In den Mitgliedstaaten müssen Reallabore eingerichtet und Tests unter realen 
Bedingungen durchgeführt werden. Diese müssen für kleine und mittlere 
Unternehmen sowie für Start-ups zugänglich sein, damit sie innovative KI-
Systeme entwickeln und trainieren können, bevor sie auf den Markt kommen. 

Nächste Schritte 

Die Verordnung wird nun von Rechts- und Sprachsachverständigen abschließend 
überprüft. Sie dürfte noch vor Ende der Wahlperiode im Rahmen des 
sogenannten Berichtigungsverfahrens angenommen werden. Auch muss der 
Rat die neuen Vorschriften noch förmlich annehmen. 

Die Verordnung tritt 20 Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der EU in 
Kraft und ist – bis auf einige Ausnahmen – 24 Monate nach ihrem Inkrafttreten 
uneingeschränkt anwendbar.  

Die Ausnahmen sind Verbote sogenannter verbotener Praktiken, die bereits 
sechs Monate nach Inkrafttreten gelten, Verhaltenskodizes (sie gelten neun 
Monate nach Inkrafttreten), Regeln für künstliche Intelligenz mit allgemeinem 
Verwendungszweck, einschließlich Governance, (zwölf Monate nach 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/RULES-9-2023-11-01-RULE-241_DE.html
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Inkrafttreten) und Verpflichtungen für Hochrisikosysteme (36 Monate nach 
Inkrafttreten). 

Fundstelle 

EP, Pressemitteilung vom 13. März 2024.   

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240308IPR19015/gesetz-uber-kunstliche-intelligenz-parlament-verabschiedet-wegweisende-regeln
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20240308IPR19015/gesetz-uber-kunstliche-intelligenz-parlament-verabschiedet-wegweisende-regeln
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 14. März 2024 

 
 
Schuldet der Vermieter von Wohnraum zum vertragsgemäßen 
Gebrauch auch die Versorgung mit Wärme und warmem Wasser, 
stehen Kosten des Vermieters für eine neue Heizungsanlage 
jedenfalls dann im direkten und unmittelbaren Zusammenhang zur 
steuerfreien Vermietung, wenn es sich dabei nicht um 
Betriebskosten handelt, die der Mieter gesondert zu tragen hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die unterlassene Änderung einer materiell unrichtigen Feststellung 
des verbleibenden Verlustvortrags fällt nicht unter § 10d Abs. 4 
Satz 6 Halbsatz 2 des Einkommensteuergesetzes, sodass eine 
Anwendung des § 181 Abs. 5 der Abgabenordnung ausscheidet. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Sinn und Zweck einer Prüfung der Einhaltung der Vorgaben 
des § 6a des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in 
der Fleischwirtschaft (GSA Fleisch) besteht darin, etwaige 
Verstöße hiergegen aufzudecken. Die Zollbehörden müssen die 
Möglichkeit haben, durch die Prüfung überhaupt erst einmal 
festzustellen, ob es sich bei dem fraglichen Betrieb um einen 
Betrieb der Fleischwirtschaft handelt. Nur so kann beurteilt werden, 
inwieweit der Betrieb den Einschränkungen des § 6a GSA Fleisch 
unterliegt (Bestätigung des Beschlusses des Bundesfinanzhofs 
vom 10.02.2022 - VII B 85/21, BFHE 275, 482). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil V R 15/21: 
Wohnraumvermietung 
und Vorsteuerabzug 
aus Heizungsanlage 
 
 
 
 
 
 
 
7. Dezember 2023 
 

Beschluss IX B 
118/22: 
Feststellungsver-
jährung bei 
Verlustfeststellungsbe
scheiden 
 
 
 
 
 
23. Februar 2024 
 

 

 
Beschluss VII B 40/23 
(AdV): Prüfung bei 
Unklarheiten über die 
Qualifikation als 
Betrieb der 
Fleischwirtschaft 
 
 
 
 
 
19. Februar 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410035/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450044/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450042/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Beitrittsaufforderung an das Bundesministerium der Finanzen (BMF) zu § 4 
Abs. 6 Satz 1 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat das BMF in einem aktuellen Beschluss 
aufgefordert, dem Revisionsverfahren beizutreten, um zu verschiedenen Fragen 
zu § 4 Abs. 6 Satz 1 KStG Stellung zu nehmen. 
Sachverhalt 
Als AöR einer Gemeinde betrieb die Klägerin u.a. die Wasserversorgung und ein 
Freibad. Im Jahr 2007 entschied sich die Klägerin dafür, die alte Kesselanlage zur 
Beheizung des zwischen Mai und September betriebenen Freibades zu ersetzen 
und stattdessen ein auf die Wärmebedürfnisse des Freibades ausgerichtetes 
Blockheizkraftwerk (BHKW I) auf dem Gelände des Freibades zu errichten. Das 
BHKW I wird mit Biogas betrieben. Eine Biogasanlage befindet sich an einem 
anderen Ort auf gemeindlichem Gebiet. Die für die Biogaserzeugung notwendige 
Wärme wurde durch ein zweites, kleineres BHKW (BHKW II) an der Biogasanlage 
produziert. Der in beiden BHKWs erzeugte Strom wurde an die Stadtwerke als 
Stromversorger verkauft. Die im BHKW I in der Freibadsaison produzierte Wärme 
wurde ganz überwiegend zur Erwärmung des Freibades verwandt, während in 
den Wintermonaten ein in unmittelbarer Nähe des Freibades errichtetes 
Neubaugebiet mit Fernwärme versorgt wurde. 
In ihren Körperschaftsteuer- und Gewerbesteuererklärungen verrechnete die 
Klägerin die negativen Einkünfte aus dem Betrieb des Freibades im Rahmen 
eines BgA „Versorgung“ mit den Einkünften aus der Wasserversorgung und aus 
der Strom- und Wärmeerzeugung aus dem Betrieb der zwei BHKWs. 
Dem hielt das Finanzamt im Rahmen einer Betriebsprüfung entgegen, dass der 
Freibadbetrieb nicht mit einem BgA „Versorgung“ zusammengefasst werden 
könne. Eine nach dem Gesamtbild der Verhältnisse objektive enge wechselseitige 
technisch-wirtschaftliche Verflechtung von einigem Gewicht nach § 4 Abs. 6 Satz 
1 Nr. 2 Körperschaftsteuergesetz (KStG) bestehe insoweit nicht. 
Das Finanzgericht Schleswig-Holstein hatte im Ergebnis der Klage stattgegeben 
und eine Verrechnung der Verluste aus dem Betrieb des Freibades mit den 
Einkünften aus einem zusammengefassten Versorgungs-BgA „Betrieb von 
BHKW/Wasserversorgung“ zugelassen (siehe unseren Blogbeitrag). 
Mit seiner Revision macht das Finanzamt geltend, das Finanzgericht habe zu 
Unrecht eine enge wechselseitige technisch-wirtschaftliche Verflechtung im Sinne 
von § 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 KStG zwischen dem BgA Freibad und dem BgA 
BHKW angenommen, weil es diese ausschließlich aus der Sicht des Freibades 
betrachtet habe. Außerdem rügt das Finanzamt die fehlerhafte Anwendung des 
BMF-Schreibens vom 11.05.2016 (BStBl I 2016, 479). 
Im Streitfall stellt sich nach Auffassung des BFH zum einen die Frage, ob § 4 Abs. 
6 Satz 1 KStG eine Zusammenfassung ohne organisatorische Verflechtung der 
zusammenzufassenden BgA ermöglicht. Zum anderen ist zu entscheiden, ob 
diese Vorschrift eine mehrstufige Zusammenfassung von mehr als zwei BgA 
gestattet, bei der auf einer ersten Stufe zwei BgA zusammengefasst werden und 
es dann auf einer zweiten Stufe für die Zusammenfassung dieser 
zusammengefassten BgA mit einem weiteren BgA ausreicht, dass die 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/232656/zur-engen-wechselseitigen-technisch-wirtschaftlichen-verflechtung-von-einigem-gewicht-im-sinne-des-4-abs.-6-satz-1-nr.-2-kstg-zwischen-einem-freibad-bga-und-einem-versorgungs-bga-betrieb-von-bhkw/
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Voraussetzungen des § 4 Abs. 6 Satz 1 KStG nur zu einem der bereits 
zusammengefassten BgA vorliegen. 
Für die Anwendung von § 4 Abs. 6 KStG verlangt die Finanzverwaltung keine 
organisatorische Verflechtung, sondern lässt es ausreichen, dass zur Ausübung 
des steuerlichen Wahlrechts für den zusammengefassten BgA lediglich eine 
eigenständige Gewinnermittlung vorgenommen wird (BMF-Schreiben vom 
12.11.2009, BStBl I 2009, 1303, Rz 1 Satz 5, Rz 3). Ob die Finanzverwaltung 
damit § 4 Abs. 6 Satz 1 KStG zutreffend auslegt, erscheint dem BFH zweifelhaft. 
Der BFH hält es für möglich, dass Regelungen des BMF-Schreibens vom 
12.11.2009, IV C 7 - S 2706/08/10004, BStBl I 2009, 1303 als nicht mit dem 
geltenden Recht in Einklang stehend zu bezeichnen sind. 
Entscheidung des BFH  
Der BFH fordert das BMF deshalb auf, dem Revisionsverfahren beizutreten, um 
zu folgenden Fragen Stellung zu nehmen: 
1. Ermöglicht § 4 Abs. 6 Satz 1 KStG eine Zusammenfassung ohne 
organisatorische Verflechtung der zusammenzufassenden Betriebe gewerblicher 
Art (BgA)? 
2. Gestattet § 4 Abs. 6 Satz 1 KStG eine mehrstufige Zusammenfassung von 
mehr als zwei BgA, bei der auf einer ersten Stufe zwei BgA zusammengefasst 
werden und es dann auf einer zweiten Stufe für die Zusammenfassung dieser 
zusammengefassten BgA mit einem weiteren BgA ausreicht, dass die 
Voraussetzungen des § 4 Abs. 6 Satz 1 KStG nur zu einem der bereits 
zusammengefassten BgA vorliegen? 
Fundstelle 
BFH, Beschluss vom 31. Januar 2024 (V R 43/21), veröffentlicht am 7. März 
2024. 
 
Gewerbesteuerliches Bankenprivileg für eine 
Konzernfinanzierungsgesellschaft 
Wie der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden hat, kommt 
es für die Inanspruchnahme des gewerbesteuerlichen Bankenprivilegs allein 
darauf an, dass die Aktivposten aus Bankgeschäften und dem Erwerb von 
Geldforderungen die Aktivposten aus anderen Geschäften überwiegen. 
Sachverhalt 
Die Klägerin erbrachte in den Streitjahren überwiegend im Konzernverbund 
diverse Dienstleistungen. Darüber hinaus nahm sie faktisch die Stellung einer 
Konzernfinanzierungsgesellschaft ein und erfüllte dadurch die Voraussetzungen 
eines Kreditinstituts im Sinne des § 1 des Kreditwesengesetzes (KWG). Bei 
einem Vergleich der Aktivposten überwog das Bankgeschäft die bankfremden 
Geschäfte. Dagegen waren die Umsatzerlöse und Erträge der Klägerin aus ihrer 
Tätigkeit als Dienstleistungsunternehmen höher als die aus ihrer Tätigkeit als 
Finanzierungsgesellschaft. 
Das Finanzamt und das Hessische Finanzgericht gingen deshalb davon aus, 
dass es sich bei der Klägerin um kein im Wesentlichen am Geld- und 
Kreditverkehr ausgerichtetes Unternehmen handelte und sie deshalb das 
gewerbesteuerrechtliche Bankenprivileg nicht in Anspruch nehmen konnte. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410034/
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ZUM SEMINAR 

Entscheidung des BFH 
Der BFH hielt die Revision der Klägerin für begründet. 
Nach § 8 Nr. 1 Buchst. a des Gewerbesteuergesetzes wird zur Ermittlung des 
Gewerbeertrags dem Gewinn aus Gewerbebetrieb u.a. ein Viertel der Entgelte für 
Schulden hinzugerechnet. Diese Hinzurechnung findet bei Banken jedoch nur 
eingeschränkt statt, um dem hohen Fremdmitteleinsatz Rechnung zu tragen (sog. 
Bankenprivileg). 
Voraussetzung der Inanspruchnahme des Bankenprivilegs ist u.a., dass das 
Unternehmen ein Kreditinstitut im Sinne des § 1 KWG ist und im Wesentlichen 
eigentliche Bankgeschäfte tätigt. In den Streitjahren 2008 bis 2017 galten auch 
Konzernfinanzierungsgesellschaften als Kreditinstitute. 
Ob das Unternehmen im Wesentlichen Bankgeschäfte tätigt, bestimmt sich allein 
nach dem in § 19 Abs. 2 der Gewerbesteuerdurchführungsverordnung 
vorgesehenen Aktivpostenvergleich und nicht nach Umsatz- oder Ertragszahlen. 
Danach erfüllte die Klägerin die Voraussetzungen des Bankenprivilegs. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 30. November 2023 (III R 55/20), veröffentlicht am 7. März 2024, 
vgl. die Pressemitteilung 014/24. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 

Business Meldungen 
 
Praxis der Betriebsprüfung: Verfahrensrecht und Verrechnungspreise 
  
In unserem Transfer Pricing Podcast informieren wir Sie regelmäßig über aktuelle 
Themen und Entwicklungen im Bereich der steuerlichen Verrechnungspreise. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 

Terminplaner 
  
Connected Tax Compliance 
– die Steuerfunktion der Zukunft 
Webcast, 21.3. 2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

https://www.pwc-events.com/connected-tax-compliance
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410028/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/gewerbesteuerliches-bankenprivileg-fuer-eine-konzernfinanzierungsgesellschaft/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/242321/trade-tax-banking-privilege-also-for-group-financing-company/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/242348/praxis-der-betriebspruefung-verfahrensrecht-und-verrechnungspreise/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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